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Einleitung 

"Mehr noch als für das in einem langen geschichtlichen Prozeß entstandene Bürger-
liche Recht gilt für das Arbeitsrecht, daß es aus der Natur der Verhältnisse, aus den 
ökonomischen, sozialen und historischen Verhältnissen entsteht, und daß nicht 
umgekehrt das Arbeitsrecht diese Verhältnisse schafft"  ^. 

Mit dem Beitritt der DDR und der Herstellung der Rechtseinheit am 3. 
Oktober 1990 ist das westdeutsche Arbeitsrecht in ganz wesentlichen Teilen in 
den neuen Bundesländer in Kraft  gesetzt worden. Es ist damit auf Verhältnisse 
übertragen worden, die denen, aus welchen es hervorgegangen ist, in keiner 
Weise entsprechen. Anders als in Ehmanns  Darstellung des Verhältnisses von 
Recht und Wirklichkeit hat die Einführung des westdeutschen Arbeitsrechts -
insbesondere des Tarifrechts  und -systems - rechtliche und ökonomische Daten 
gesetzt, die einen dramatischen Rückgang der industriellen Produktion nach 
sich zogen. Diese Übertragung des Modells "Westdeutschland" auf die von 
einer Struktur- und Anpassungskrise gezeichnete Wirtschaft  der neuen 
Bundesländer fuhrt  gleichzeitig zu einer Vielzahl von Anwendungsproblemen 
und damit verbundenen neuen Rechtsfragen. 

Für den Bereich der betrieblichen Mitbestimmung bei Betriebsänderungen 
soll deren Beantwortung Gegenstand dieser Arbeit sein. Die Privatisierung 
und Sanierung der ehemals staatlichen Betriebe erfolgte und erfolgt  in allen 
bekanntgewordenen Fällen in Form von Betriebsänderungen, deren Planung 
und Durchführung  auch in den neuen Bundesländern die im Betriebsver-
fassungsgesetz vorgesehenen Rechte der Arbeitnehmer auslöst. Aus diesem 
Grunde sind dort die §§ 111 - 113 BetrVG von großer praktischer Bedeutung. 

Unabhängig von der Ausnahmesituation in den neuen Bundesländern muß 
dabei auf eine Reihe nach wie vor umstrittener Fragen im Zusammenhang mit 
der Mitbestimmung bei Betriebsänderungen eingangen werden, deren Beant-
wortung allgemein von Interesse ist. Gleichzeitig wird versucht - quasi mit 

1 Ehmann,  Der Sozialplan - Verwandler des ganzen Arbeitsrechts, Festschrift für Hermann 
Weitnauer, S. 52. 

2 Biedenkopf 
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Hilfe des "Brennglases" Beitrittsgebiet - die Instrumente des §§ I I I - 113 
BetrVG in einen sinnvollen Zusammenhang zu stellen - und zwar mit einer 
Akzentverschiebung weg vom bisher im Vordergrund stehenden Sozialplan 
hin zu den Informations- und Beratungsrechten und dem daran anknüpfenden 
Interessenausgleich. Letztlich wird auch versucht, Lösungen fur die Wider-
sprüche anzubieten, die entstehen, wenn Normen einer Wirklichkeit überge-
stülpt werden, für die sie nicht erdacht wurden. 

In ihrem Gang orientiert sich die Arbeit an dem Aufbau der §§111-113 
BetrVG. Nach einer kurzen Beschreibung der rechtlichen und ökonomischen 
Ausgangslage werden die Tatbestandsvoraussetzungen für das Entstehen der 
Unterrichtungs- und Beratungspflichten des § 111 BetrVG untersucht. Dabei 
steht der Begriff  der Betriebsänderung im Mittelpunkt. Anschließend wird auf 
Interessen- und Nachteilsausgleich eingegangen. Daran schließt sich eine 
Untersuchung von Voraussetzungen und Inhalt des Sozialplans an, dessen 
Bedeutung in der Praxis bekanntlich am größten ist. Der Schwerpunkt liegt 
hierbei auf der Frage nach der Anwendbarkeit des Sozialplanprivilegs in 
§ 112a Abs. 2 BetrVG sowie der wirtschaftlichen Vertretbarkeit von Sozial-
plänen im Hinblick auf die schlechte wirtschaftliche Lage der Betriebe in den 
neuen Ländern. Abschließend wird die Sozialplanpraxis der Treuhandanstalt 
dargestellt und kritisch gewürdigt. 



Α. Rechtliche und wirtschaftliche Ausgangslage 

I. Die rechtliche Ausgangslage 

1. Das Arbeitsrecht der DDR 

Die Wirtschaftsverfassung  der DDR war von staatlichem Eigentum geprägt. 
Die Wirtschaft  wurde durch umfassende Planvorgaben vom Staat gelenkt, dem 
Staat oblag die Verteilung und Verwendimg der Produktionsfaktoren  und des 
Sozialprodukts. Dadurch fehlte jede Form von Wettbewerb. Die Betriebe hat-
ten keine eigenen ökonomischen Interessen. Dafür oblag den Betrieben die 
Erfüllung weitgehender sozialer Aufgaben1. 

Anders als das Grundgesetz sah die Verfassung der DDR in Art. 24 ein 
Recht auf Arbeit vor. Dieses wurde durch staatliche Lenkung und durch ent-
sprechende Regelungen des Arbeitsrechts realisiert. Im Anschluß an das Ge-
setz der Arbeit2 vom 1. Mai 1950 und an das Gesetzbuch der Arbeit3 von 1961 
galt seit 1977 das Arbeitsgesetzbuch (AGB)4. Auch dort wurde in § 2 Abs. 1 
das Recht auf Arbeit garantiert. Dementsprechend enthielt das AGB kein ech-
tes Kündigungsrecht. Nach § 54 AGB konnte der Arbeitsvertrag, der zwischen 
dem Werktätigen und dem Betrieb geschlossen worden war (§ 38 Abs. 1 
AGB), nur dann gelöst werden, wenn der Betrieb dem Arbeitnehmer einen 
Ersatzarbeitsplatz verschaffte5.  In der Rechtswirklichkeit spielten die Be-
schlüsse der SED eine übergeordnete Rolle6. 

1 Z.B. Erholungsurlaub (§§ 189 ff.  AGB), geistig-kulturelles Leben, Körperkultur und Sport 
(§§223 ff.  AGB), soziale Betreuung (§§ 227 ff.  AGB), Betreuung der Kinder von 
Betriebsangehörigen und sozialistische Erziehung der Schuljugend (§§ 233 ff.  AGB). 

2 Gesetz der Arbeit vom 19. 5. 1950 zur Förderung und Pflege der Arbeitskräfte,  zur Steigerung 
der Arbeitsproduktivität und zur weiteren Verbesserung der materiellen und kulturellen Lage der 
Arbeiter und Angestellten (GBl. S. 349). 

3 Gesetzbuch der Arbeit der DDR vom 12. 4. 1961 (GBl. I, S. 27). 
4 Arbeitsgesetzbuch der DDR vom 16. 6. 1977 (GBl. I, S. 186). 
5 Zum Kündigungsschutz des AGB: Ondrusch,  AiB 90, 92(93); Autorenkollektiv,  Arbeitsrecht 

von A-Z, S. 212. 
6 "Die  Arbeiterklasse  kann ihre  welthistorische  Mission  nur  unter  Führung  ihrer  marxistisch-

leninistischen  Partei  verwirklichen.  (...).  Auch die  Herausbildung,  Durchsetzung  und die  Vervoll-


